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Bundesrepublik Deutschland Bonn, den 5. Februar 1970 

Der Bundeskanzler 

III/l — 68070 — E — Zi/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Handelspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rates zur Aufhebung der Verord- 
nungen (EWG) Nr. 1541 und 1542/69 des Rates über die 
Einfuhr von Zitrusfrüditen aus Spanien und Israel. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 16. Januar 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 
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Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1541 und 
1542/69 des Rates über die Einfuhr von Zitrusfrüchten aus 

Spanien und Israel 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die im Rahmen des GATT geführten Beratungen 
über den von der Gemeinschaft vorgelegten Aus- 
nahmeantrag für die mit den Verordnungen (EWG) 
1541/69 des Rates vom 23. Juli 1969 über die Ein- 
fuhr von Zitrusfrüchten mit Ursprung in Spanien ^) 
und (EWG) Nr. 1542/69 des Rates vom 23. Juli 1969 
über die Einfuhr von Zitrusfrüchten mit Ursprung in 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 200 

vom 9. August 1969, S. 1 


Israel eingeführte Präferenzregelung haben die 
Zweckmäßigkeit erkennen lassen, das Problem der 
Wahrung des Gleichgewichts auf dem Zitrusfrüchte- 
markt des Mittelmeerraums auf anderem Wege als 
mit der erwähnten Präferenzregelung zu lösen. Es 
empfiehlt sich daher, die genannten Verordnungen 
aufzuheben — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Die Verordnungen (EWG) Nr. 1541/69 und 1542/ 
69 vom 23. Juli werden aufgehoben. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 200 
vom 9. August 1969, S. 3 


Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. 

Auf seiner Tagung am 15. Dezember 1969 hat der 
Rat in obiger Angelegenheit folgenden Beschluß ge- 
faßt: 

1. Die Kommission wird ermächtigt, die GATT- 
Vertragsparteien davon in Kenntnis zu setzen, daß 
die Gemeinschaft ihren nach Artikel XXV einge- 
reichten Ausnahmeantrag zurückzieht. 

2. Der Rat beschließt grundsätzlich, die für die 
beiden Länder gewährten Präferenzen aufzuheben. 
Der diesbezügliche Beschluß soll später ergehen. 

3. Die Kommission wird beauftragt, mit den betei- 
ligten Regierungen die erforderlichen Kontakte auf- 
zunehmen und dem Rat darüber Bericht zu erstat- 
ten. 

4. Die Kommission wird beauftragt, den Vertrags- 
parteien mitzuteilen, daß das Verfahren für die Be- 
reinigung der Lage eine gewisse Zeit in Anspruch 
nehmen wird. 

II. 

Auf Grund und in Durchführung dieses Beschlusses 

1. hat die Kommission die GATT- Vertragsparteien 
von der Zurückziehung des Ausnahmeantrags un- 
terrichtet; 

2. hat die Kommission die Botschafter Israels und 
Spaniens über die gefaßten Beschlüsse des Rates 
unterrichtet und sie gleichzeitig um eine Mithilfe 
bei der Aufrechterhaltung eines gewissen Preisni- 
veaus gebeten. Die Botschafter dieser beiden Län- 
der konnten zwar keine offizielle Antwort geben, 
meinten jedoch, daß es ihren Regierungen schwer 


möglich sein werde, Verpflichtungen bezüglich der 
auf den Märkten der Gemeinschaft anzuwendenden 
Preise einzugehen, zumal kein Anreiz in Form einer 
Senkung der Zölle besteht. 

3. haben außerdem die Vertreter der assoziierten 
Länder ihre Besorgnisse zum Ausdruck gebracht 
und die Befürchtung geäußert, daß sie auf diese 
Weise die in den Abkommen vorgesehenen Vor- 
teile einbüßen. 

III. 

1. Nach Ansicht der Kommission müßte der Rat 
jetzt die erforderlichen Beschlüsse fassen, um die 
Lage in Einklang mit seinem Beschluß über die Zu- 
rücknahme des Ausnahmeantrages zu bringen. Die 
Kommission unterbreitet dem Rat daher beiliegend 
einen Vorschlag für eine Verordnung zur Aufhe- 
bung der Verordnung, mit der die Präferenzrege- 
lung für Israel und Spanien eingeführt worden war. 
Da es sich um eine Verordnung nach Artikel 43 des 
Vertrages handelt, ist zu ihrer Aufhebung eine vor- 
herige Anhörung des Parlaments erforderlich. Die 
Kommission ersucht den Rat, das Verfahren zur An- 
hörung des Parlaments so rasch wie möglich einzu- 
leitcn, damit eine Stellungnahme zu den Folgen der 
auf der Tagung vom 15. Dezember 1969 gefaßten 
Beschlüsse möglich wird. 

Schließlich weist die Kommission darauf hin, daß 
die Gemeinschaft in Anbetracht der Folgen, die die 
Zurücknahme der Israel und Spanien gewährten 
Präferenzen für das Funktionieren des in den Asso- 
ziierungsabkommen vorgesehenen Systems der be- 
dingten Präferenzen haben kann, bei der endgülti- 
gen Verabschiedung der Aufhebungsverordnung die 
in den Abkommen vorgesehenen Konsultationen 
vorzunehmen hat. 
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